
Weiter ist der Umstand von Bedeutung, daß der 
Einzelhandelsbetrieb auf den Umfang der durch den 
Herstellerbetrieb begründeten Garantieverpflichtung 
keinen nennenswerten Einfluß hat. Im Falle der Be­
gründung einer eigenen Verpflichtung wäre er damit 
voll und ganz der Entscheidung des Herstellerbetriebes 
ausgeliefert, wobei die Gefahr nicht übersehen werden 
darf, daß unter diesen Umständen der Herstellerbetrieb 
mit der Begründung von Garantieverpflichtungen, die 
der Handel zu vertreten hat, sehr großzügig verfahren 
könnte.

Schließlich gibt es nicht wenige Fälle, in denen der 
Herstellerbetrieb mit der Ausführung der Reparaturen 
durch die Handelsbetriebe gar nicht einverstanden ist. 
Auch die Ausführung der Reparatur ist eine Frage der 
Qualität der Leistung. Solche Herstellerbetriebe unter­
halten bereits heute unter Einschaltung von Reparatur­
werkstätten einen eigenen umfassenden Reparatur­
dienst, dessen Fachkräfte laufend geschult und kon­
trolliert werden. Man kann also nicht einmal von einer 
allgemeingültigen These ausgehen, wonach die Be­
gründung einer eigenen Garantieverpflichtung in der 
Person des Handelsbetriebes dem Willen des Her­
stellerbetriebes entspricht.

Untersuchen wir also die gesamten Umstände, unter 
denen der Handelsbetrieb den Garantieschein aus­
händigt, so sprechen eine ganze Anzahl bemerkens­
werter Faktoren gegen die Annahme, daß der Handels­
betrieb neben dem Herstellerbetrieb oder gar allein 
eine Garantieverpflichtung übernehmen will.

Die Vertreter der sog. Handelsgarantie — der Begriff 
ist allerdings sehr unklar; unter ihm wird Verschie­
denes verstanden — gehen überwiegend von der Inter­
essenlage des Käufers aus. Derartige rechtspolitische 
Erwägungen sind jedoch nicht geeignet, die Auslegung 
der Willenserklärung des Handelsbetriebes zu fördern, 
zumal der Käufer selbst der einzige Beteiligte ist, der 
— wie oben dargelegt — hinsichtlich der Garantie 
keinen Willen ausdrücklich erklärt.

Gegen das aus der Einschätzung aller Umstände ge­
wonnene Ergebnis wäre der Einwand denkbar, daß es 
auf die technischen Voraussetzungen beim Handels­
betrieb nicht ankomme, da dieser sich ja jederzeit des 
Herstellerbetriebes als Erfüllungsgehilfen bedienen 
könne. Das würde jedoch letzten Endes bedeuten, daß 
die Reparaturen durch die Produktion vorzunehmen 
wären, daß hingegen der Handel die hierdurch be­
dingten Kosten zu tragen hätte. Es handelt sich jetzt 
nicht um die rechtspolitische Würdigung eines solchen 
Verfahrens, die mit erheblichen Einwendungen ver­
bunden sein müßte, sondern nur wieder um die Aus­
legung der bewußten Willenserklärung des Handels­
betriebes im Hinblick auf eine derartige ökonomische 
Folge, und in dieser Hinsicht darf unter Verweisung 
auf die obigen Ausführungen wohl festgestellt werden, 
daß keine Umstände ersichtlich sind, die den Handels­
betrieb zur Übernahme einer solchen, mit seiner Han­
delsfunktion in keinem Zusammenhang stehenden 
finanziellen Belastung veranlassen könnten.

Wir gelangen also zu folgendem Ergebnis: Bei der 
Aushändigung des Garantiescheins des Herstellerbetrie­
bes an den Käufer der Ware gibt der Handelsbetrieb 
keine Willenserklärung des Inhalts ab, daß er sich 
allein oder neben dem Herstellerbetrieb aus der Ga­
rantie verpflichtet. Aus der Garantie ist allein der 
Herstellerbetrieb verantwortlich4).

Diese Rechtslage hat allerdings einige praktische 
Nachteile. Einmal ist es für den Käufer meistens be­
schwerlicher, den Herstellerbetrieb in Anspruch zu 
nehmen. Die Handelsbetriebe sind deshalb angewiesen, 
hierbei zu helfen5). Zum anderen kann hierdurch der 
Handel die Kontrolle über die Qualität der Erzeug­
nisse zu einem Teil verlieren.

*

Das gewonnene Ergebnis hilft uns, einige umstrittene 
Fragen zum Begriff und zum Inhalt der Garantie zu 
klären.

4) So bereits Stolz, Die Rechte des Käufers aus der vom 
Hersteller einer Industrieware gegebenen Garantie, in „Der 
Schöffe“ 1957, Heft 1, S. 10.

5) Anweisung des Ministeriums für Handel und Versorgung 
Nr. 31/55, Ziff. IV/7.

Zunächst erscheint es uns ungenau, die Garantie als 
eine rechtsgeschäftliche Erweiterung der gesetzlichen 
Gewährleistungsansprüche aufzufassen6), und zwar 
deshalb, weil bei den beiden Rechtsinstituten das Sub­
jekt des Verpflichteten nicht notwendigerweise zu­
sammenfällt, ja, meistens gerade verschieden ist. Wir 
vermuten, daß es sich bei dieser Formulierung um 
eine nicht begründete Abänderung einer These von 
S u c h  handelt, die besagt, daß bei der vertraglichen 
Garantieübernahme die Ausgleichsmöglichkeiten — näm­
lich im Hinblick auf die durch den Mangel der Kauf­
sache gestörte Äquivalenz der Leistungen — zugunsten 
des Gläubigers gegenüber der gesetzlichen Regelung 
erweitert werden7). Dieser Auffassung ist ohne Be­
denken zuzustimmen. Aber die kritisierte Formulierung 
mag auch daran schuld sein, daß nicht immer die not­
wendige Trennung von den Gewährleistungsansprüchen 
erfolgt.

Es wird — u. E. zu Unrecht — in der Garantieerklä­
rung gleichzeitig die Zusicherung einer bestimmten 
Eigenschaft der Ware erblickt. Die zugesicherte Eigen­
schaft ist eine juristische Kategorie der gesetzlichen 
Gewährleistung, nicht aber der Garantie. Aber da die 
Garantie zu Unrecht als eine vertragliche Erweiterung 
der gesetzlichen Gewährleistungsansprüche behandelt 
wird, gelangt man schließlich zu dem Ergebnis, daß 
die Garantie des Herstellerbetriebes gleichzeitig als die 
Zusicherung einer Eigenschaft durch den Handels­
betrieb aufzufassen ist, und gewährt dem Käufer die 
entsprechenden Rechte gegen den Handelsbetrieb bis 
zum Schadensersatz wegen Nichterfüllung. U. E. fehlt 
es für einen solchen Anspruch an jeder Rechtsgrund­
lage. Denkbar ist, daß diese Verbindung zwischen 
Garantie und zugesicherter Eigenschaft auf Ausführun­
gen von S u c h  zu dieser Frage zurückgeht. In seiner 
Schrift „Wirtschaftsplanung und Sachmängelhaftung“8) 
untersucht Such, unter welchen Umständen im Liefer­
verhältnis der (damalige) Bedarfsträger im Falle eines 
unbehebbaren Mangels einen Anspruch auf Schadens­
ersatz hat. Da dies nur bei schuldhafter Herbeiführung 
dieses Mangels durch den Lieferer der Fall sein kann 
und da in der damaligen Zeit die Lieferverhältnisse 
durch Anweisung der Planungsstellen begründet wur­
den, konnten Rechtsgründe für einen solchen Schadens­
ersatzanspruch nur in einer besonderen Nebenabrede 
zu finden sein. Und in diesem Zusammenhang führt 
Such aus, eine derartige Nebenabrede, die die Zusiche­
rung einer bestimmten Eigenschaft zum Inhalt hat, 
enthalte regelmäßig eine Garantieübernahme, aus der 
der Lieferer bei unheilbarem Mangel zum Geldersatz 
bis zur Höhe des Erfüllungsinteresses verpflichtet sei. 
Man muß aber bei der Würdigung dieser Ausführungen 
zweierlei beachten: Einmal sind sie für solche Rechts­
verhältnisse gemeint, bei denen der Verpflichtete aus 
dem Kauf-(Liefer-)Verhältnis und aus der Garantie 
zusammenfallen, und zum anderen kam es weniger 
darauf an, diese Nebenabrede als Garantie zu definie­
ren als vielmehr als selbständige v e r t r a g l i c h e  
Verpflichtung, bei der die Frage des Verschuldens er­
heblich werden konnte.

Die unklare Trennung zwischen Garantie und Ge­
währleistung (gemeint ist hierbei immer die Gewähr­
leistung im Sinne der Sachmängelhaftung; das Pro­
blem der positiven Forderungsverletzung kann hier 
unberücksichtigt bleiben) hat zu dem weiteren Fehler 
geführt, daß man an den Normen der Gewährleistung 
mißt, ob der Inhalt der Garantieerklärung gesetzlich 
zulässig ist. So führt z. B. D o r n b e r g e r  aus: „Weiter 
heißt es in dem Garantieschein, daß die Garantie ,am 
Tage des Versandes ab Fabrik' beginnt. Eine solche 
Formulierung ist völlig ungesetzlich und mißachtet die 
Interessen der Bürger gröblich9).“ Als Maßstab des 
„Gesetzlichen“ könnten doch hier nur die Normen der 
Gewährleistung dienen, wofür aber keine Grundlage 
gegeben ist. Auch auf der rechtswissenschaftlichen Kon­
ferenz im März 1956 führte Dornberger hierzu aus: „So 
etwas gibt es überhaupt nicht, so etwas kann es über­
haupt nicht geben, daß die Garantiefrist ab Kauf und 
Versand ab Werk läuft, sondern sie muß ab Kauf

6) So u. a. Ruth und Dieter Wolff, NJ 1956 S. 74.
7) Such, Wirtschaftsplanung und Sachmängelhaftung, Leipzig 

1949, S. 100.
8) a. a. O. S. 83.
8) „Neues Deutschland“ (Ausgabe A) vom 27. Juli 1956, S. 6.
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